
Bür8er€chte & Pol¡z¿ICILIP 5t (3/97)

Die Gren zen des strafrechtlichen
IJmweltschutzes
- Vom Schein einer verstürkten Rechtssicherheit

Von Wolf-Dieter Narr

Umweltgeführdungen habc¡r nicht abgenommen. Im Çegenteil. Die
in den 70er Jahren gewachsene öffentliche Aufmerksamkeit aber
glücklicherweise eberso wenig. Niemand kann es sich offen siclt-
bar erlauben, Umweltprobleme - von der Luftverschmutzung über
das Watdsterben bis hin zur Abfallbeseitigung - ausdrücklich zu
mißachten. Auch hier gilt jedoch: Zwischen dem besorgten Reden
über 'die Umwelt' und den Forderungen, wirs alles leschehen
müsse, daß .diese lebmsfõrdernd erhalten bzw. wiederherg€stellt
werde, und den entsprechenden Taten klafft ein riesiger Spalt-
Und nicht nur dies. Nach wie vor, auf manchen Gebieten mehr
denn je, wird 'die Umwelt' bewußt und govollt oder fahrlässig
und unachtsam gestört und zerstört.

'positiven' l-eistungen selbst eine Reihe von Gefah¡en in sich. Die Vor-
sch¡iften nehmen so zu, daß nur noch Spezialisten ihr Gewebe durchschauen

und nur entsprechend susgestattete Organisationen sich in diesem Geflecht
ihren lnteressen gerúß bewegen kõnnen. Die Komplexitãt der Regulien¡ngs-

gespinste dient nur dem Schein nach einer verstãrkten Rechtssicherheit.

Tatsãchlich nehmen'mit ihrer wachsenden Komplexität auch die Spielrãure
der Interpretation a¡.
l'etzte¡e können indes nur professionell ausgestattete Institutionen wahrneh-

n¡en - vor allem öffentliche und private Bärokratien. Die wachsende Regulie-

rungsdichte, bei der sich håufig unterschiedliche Komplexe überschneiden,

birgt die a¡sãtdiche Gefahr in sich, daß die diversen Kodifrkationen sich

wechselweise verheddern und blockieren. Die regulative Unübersichtlichkeit
be- oder verhindert die beabsichtigte Problemlõsung. Die Ergebnisse der im-
plementierteri Regulationen haben deswegen mit den durch sie verfolgten In-
tentionen nur noch wenig an tun. Schließlich hat die Zunehruê der Regulie-

n¡ngen je nach Gegenstnnd.und der mit ihnen verbundenen Sanktionsformen

zur Foþ, dal! flacher oder tiefer in die Bürger- und Menschenrechte be-

stimmter Gruppen oder aller Mitglieder einer Gesellschaft eingegriffen wird.
All diese und weitere damit zusammenhãngende Erwâgungen gelten ent-

sprechend auch im Umwettschutz. Die Fülle der geltenden Vorschriften, die

seit Ende der óoer Jahre sukzessive verabschiedet wurden, ist kaum noch zu

übersehen. Zusãtzlich a¡ privat- und verwaltungsrechtlichen Regelungen

weitgespannter Art hat ¡ler Deutsche Bundestag im Jahre 1980 dem Strafge-

setzbuch (StGB) einen 28. Abschnitt hinargefügt, der darauf ausgeht,
,straftaten gegen die Umwelt' zu normieren und entsprechende Sanktionen

androht. Dieser Abschnitt ist 1994 ergãnzt, spezifiziert und erweitert wor-

den. Mit dem Mittel der 'starken Waffe' des Strafgesetæs wollte und will
man dafür sorgen, dall Delikte, welche die Umwelt massiv schãdigen, ent-

sprechend sanktioniert sind und daß demgemäß von solchen Delikten abge-

schreckt werde. Spezial- und Generalprãvention, so lautet die übliehe um-

weltbezogene Absicht. Damit wifd Umweltschutz auch a¡r erheblichen Auf-
gabe der Strafuerfolgungsbehörden, von Staatsanwaltschaft' Polizei und

Strafgericht.

Generalprävention?

Die Argumente für die ultima ratio str¡frechtlich fundierter Sanktion und

demgenrãßer Verfolgung von 'Umweltverbrechen' wirken auf den ersten

Blick überzeugend. In einer typischen Einlassung wies der engagierte Bun-

destagsabgeordnete Hermann Bachmaier (SPD) im Rahmen des 15. Strafuer-

Die menschlichen Iæbensbedi¡gungen werden gegenwãrtig und vor allem für

zukänftige Generationen verschlechtert. Dem'PrinzjP der Verantwortung'
wir¡l lokal, national und intern¡tional arwidergehandelt. Das Geschãft auf
Kosten der Umwelt blüht. Etwa im Bereich schwer ar beseitigender Abñlle
werden dem Geschäfl betrãchtliche, von den Wegen allen vernänftigen Um-
weltschutzes hart abweichende Chancen errifû¡et.

Regulierungsg€sp¡ns te

Die ökonomische Durchdringulig alter gesellschaftlichen Bereiche und die

weltweite Expansion der wachsturnsgerichtete¡r Okonomie hat st¡atliche - in
manchen, vor allem internationalen Bereichen auch nichtsl¿atliche - Regulie-

ruogen aller Art enorm zunehmen lasse¡. Das Problem der Venechtlichung

und der damit eng gekoppelten Bürokratisierung ist de.swegen seinerseits zu

einem Thema geworden. Das national, europãisch und international ge-

knäpfte Netz von Regulienrngen aller Art birgt neben seinen beabsichtigten
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teidigertages l99t zunächst darauf hin, daß das Strafreeht "nur eine ergÄn-
zende, eine flaokierende Funktion im Rabmen der Instrumenlarien zum
Schutz der Umwelt haben' kõnne. ltnbeschadet dieser bedachten Ei¡schrãn-
kung trat er danach jaloch geradezu pathetisch für ein ausgebautes. Umwelt-
strafrecht auf: "Solange das Strafrecht ein.Mittel ist, das im Kampf gegen die
schwere verletzung und Geñtrrdung. von Rechtsgätern ganz selbstverstlind-
lich zum Einsatz kommt, solange kann .l"s Srrafrecht ausgerechnet béim
umweltschutz nicht ge{¡zlich schweigen. Erhebliche k¡itetionen bis hin zur
Frage, ob wir es ernst genug meinen mit unseren tagtäglichen Bekenntnissen
zur.Ressourcenschonung und zum Schutz der natürlichen Existenzgrundla-
gen, wären die geradezu avingende Folge. Auch aus der Tatsache, daß;das
derzeit geltende Ümweltstrafrecht seiner Aufgabe nur in geringem umfang
nachkommt, k¡nn nicht geschlossen werden, Strafrecht sei generell unge-
eignet bav. untauglich, um im Kampf gegen schwere und als kriminell emp-
fundene Umweltgefihrrlung und,.U,mw"tt¡""¡ntr¡"tttigung eingesetz¡ an wer-
den. Vielmehr ist es Aufgabe des Gesetzgebers, die erkannten Schwachstellen
zu beseitigen und den strafrechtlichen Schutz auf die qirklich elementaren
Geãhrdungen und Beeinträihtigungen der Umwelt zu konzentrierei,.alxi das
str¿fiechtliche lnstru¡¡¡entarium sorz¡ schaffen, d¿ß die gegenwårtig feststell-
baren Funkrionsmångel beseitigt werderi. (...) W¡r (die SpD, Anm. WDN)
wollen die Stnrfoerfolgungsorgane in die L¡ge versetzen, Sich um die wirk-
lich gravierenden Umweltdelike a¡ kümmern, so daß die dafür zur Verfü-
gung stehenden begrenzten Ressourcen effektiver êingesetzt werden können.
(...) Ich gebe nach wie vor davon aus, daß ein einleuchtend konzipiertes
umweltstrafrecht auch seine generalpråventive wirkung nicht verfehlen
wird."l

Bachmaiers Argumentrtion wird vielfach geteilt. sie hat sich -1994'er¡eut
strargesetzfiörmig niedergescblagen. viele engagierte umweltpglitikerinnen
und -politiker gehen sogar da{ber hinaus. Beispielsweise Monika Griefahn
(SPD), Umweltministerin des l¿ndes Niedersachsen. Sie hebt hervor, daß
Niedersachsen 1992'son<lerermittlungsgruppen urnweltschutz' bei allen po-
lizeiabschnitten und den Polizei¡lirektione¡r ii"orrou", und Braunschweig ge-
schaffen hat und daß in.sbesondere bei der illegalen Beseitigung von Sonder-
mûll '<Iie Tendenz zur organisierten Kriminalitåt ¡m umwãltËreich' zu be-
achten sei. Diesen und anderen umweltverbrechen etwa in Forrn 'illegalen
Handelns mit geschùtzten Tier- und pflanzenarten' will sie u.a. mit liner

verbesserten Zussm¡nenarbeit der umwehbehörden mit den strafuerfol-
gungsbehõrden - angefangen mit einem frühzeitigen informationellen Aus-
tausch - auf die Spur kommen.2

DafI vertreter von Strafuerfiolgungsbehörden sich mehrheitlich dafür ausspre-
chen, den Stmfratimen zu erweitern und vor allem .tas umweltstrafrecht un-
abhängig von der Verwaltung auf eigene Friße zu stellen, dürfte wenig ver-
wundern.3 Allen aktuellen Problemenzum Trotz - daß man an die ,t--n*
Fische' nicht herankommt, daß l(ompetenzen schon bei der angeme-ssenen
Identiñkation vôn Umweltprcble¡ræniU¡nweltverbrechen fehlen, daß Baga-
tellfülle quantitativ und qualitativ einen Großteil strafoerfolgerischer, ge-
richtlich spãter jedoch nicht weiter verfolgter Arbeit ausmachen - wird von
vertretern der Polizei eine generalprãventive wirkung des umweltstrafrechts
unterstellt und d¿rauf gedrungen, "die vorbeugenden Tãtigkeiten (der poli-
zei, A¡tm. WDN) im. Umweltschutz' auszudehnen. Also folgt:
'Strafuerfolgungsbehörden und Umweltve¡walt'ungsbehôrden verfolgen beim
Umweltschutz dasselbe Ziel Die Bewahrung der natärlichen læbensgrundla-
gen. Sie tun dås mit unterschiedlichen Rollen. Es ist wichtig, beide in ihren
Rollen zu stärken, fruchtlose Polemik gegeneinander abzubauen und die Zu-
samr¡¡enaròeit zu verbessem. Wìchtig ist (...) eine doppelte Einsicht, daß
UmÙettschutz seb¡ viel mehr ist als die Einhaltung voo Gesetzen, und daß
Umweltpolitik ohne' schlagkrãftige Strafandrohung und -verfolgung auf die
Dauer wirku¡gslos bleibt".4

Umweltstrsfrecht - ein geeignetes Mittel?

Die Erfatr¡ungen mit dem 28. Abschnitt des SIGB sind hingegen eher nieder-
sch¡nettemd. Eine Erfahrungssurnme nach 1994 lãflt sich sinavöllerweise
noch nicht ziehen. Da die Modifikationen die Systematik des 28. Absch¡itts
sbgr nicht verãnderten, sondem in eine ãhnliche Richtung wpisen, selzen die
strafrechtspraktischen und strafoerfolgerischen Resümees unterschiedliche
Akzente nur insoweit, dalì die einen aus den.geringen Effekten schlußfol-
gern, das Strafrecht sei zu2uspitzen und von der Verwaltung an emanapie- .

ren. Außerdem ko¡rime es darauf a¡r, die Polizei besser auszust¡tten und
kompetenter zu schulen. Die anderen halten das scharfe Schwert des Straf-
rechts ñi¡ ungeeignet, ja für die Sache des Umweltschutzes schãdlich und

2 Kriminalistik 5192, S.214ff ;
3 Vgl: Hoch, Hans, Die.Rechtswirklichkeitdes Umweltstrafr€ch¡s aus der Sichr von
Umweltverw¿llung und Strafverfolgung, F¡eiburg/Br, I 994
4 Die Polizei 41y2, S. t0; siehe auch: Die Polizeí 9196, S. 225ff .

l.Bachmaicr. Hermãlfi, welchen Beirrag kanh das strafrecht für einen verbesseren
umw€ltschutz leisten'¿, in: 15. strafoerteidigertag (He.), Die Zukunî des straf. und
Straf¡rrozeßrcchts in Deutschland, Berlin l9tl, S:219ï
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plôdieren für eine umfassendere Umweltpolitik, die veränderte Verwaltungs-

verfahren anr Folge haben mäßte. Die insgesamt geringen Wirkungen des

SIGB und der auf ihm basierenden Strafoerfolgung werden konsequenter-

weise von den einen eher als eine Frage der angernessenen Implernentation

und ih¡er Voraussetzungen angesehen.s Dss VerhãItÊis Verwaltung - Straf-

verfolgung wâre entsprechend zu åndem; die Polizei zu spezialisieren, besser

auszubilden, besser ausa¡statten u.ã.m. Die anderen jedoch sehen in der

strafrechtlich-strafoerfolgerisehen'[.özung' von Umweltprobleoen gendeøt

eine Handhabe, ouf eine die Ursachen behebende, also etablieften Interessen

schmerzende Umweltpolitik weithin zu ver¿iehten'

Gibt es Anhaltspu'kte, die eine umweltschützerisch eagagierte und in diesem

Sinne veroünftige Entscheidungen zwischen den diversen Positione¡l erleich-

terte? Vor dem Hintergrund der heute eher randständig geführtea Debatte

seien einige angeführt.
Zum ersten: Vergleichsweise eindeutig ist, d¡ß das geltende Umweltstraf-

recht umweltpolitisch nicht produktiv ist, um nicht zu sagen, kontraproduk-

tiv wirkt.6
"Das Entscheidende ist nicht die Illegalitãt und die Gesetzssverstöße der

kleinen Umweltsünder', so der renommierte Fachanwslt fr Umweltrecht

Reiner Geulen bereits 1984, 'sondern das Hauptproblem ist die Legalitãt und

teilweise natärlich auch die Rechtswidrigkeit der großen Emittenden'' Ent-

scheidend sei, 'dall der wesentliche Teil der Umweltzerstörung überhaupt

nicht in ihrer (der Polizei, Anm. WDN) Zuståndigkeit liegt, sondern an prin-

zipiellen Mãngeln des Rechtssystems. Also an mrngelnden Gesetzen, an

mangeladem Vollzug auch durch Umweltbehõrden'.7 In einem spãtèren Ar-
tikel plãdiert Geulen d¡für, die strafrechtliche Sanktionierung von Umwelt-

delikten im Sinne des SIGB "ersetdos a¡ streichen' und entwickelt danach

Kriterien, die seines Erachtens erfrllt sein müssen, um eine strafrechtliche

Verfolgung zu legitimieren. Dies sind: Entkoppelung des Strafrechts vom

'rechtswidrigen Handeln der Verwattung';'Strafbarkeit von Amtsträgem',
'Beschlagnahme von Behõrdenakten, Aussetzung des Strafrerfah¡ens' und

'Neuregelung der St¡aftatbestlinde'.8

5 Rüthcr, Werner, Die behördliche Praxis bei der Entdeckung und Definition von
Umweltsirafsachen. Zusammenfassung dcs Abschlußbcrichts (Manuskript)' Bonn
1984
6 Vsl. Neue Juristische Wochènschrift 20/90, S. L263îf .; Meinberg, Volker, Mãngel
und-,{ltemativen des geltenden Umwettstrafrechts. Stellungnahme aus A,nlaß der An-
hõrung der SPD-Bundesugsfraktion zur Umweltkriminalitåt (Manuskript)' Bonn
l9E4
7 Bürgerrechte & PolizclClLlP 20/85, S. 3l
E Zcitschrift für Rechtspolitik 9/88. s. 323ff.

Zum zveiten: Vor allen Erwãgungen, die, wie þi Geulen u.¡. auf andere

strafrechtliche Normierungen und strafoerfolgerische Formen ausgehen,

kõme es d¡rsuf aû, eine doppelte, hõchst schwierige Frage zu beantworten.

Sind alle möglichen menschlich handelnd herbeigeführten Umweltschãdigun-

gen und Umweltçfahren so klar und eindeutig ausmach- und zurechenbor,

daß sie strafrechtlich sanktioniert werden und zuvof strafoerfolgerisch identi-

frziert werden können? Wie unþrscheiden sich die diverse¡¡ Umweltgefahren

gemãß dieser Fnge? Zum anderen: Sind strafrechtliche Normen und Sank-

tionen und dementsprechende strafoerfolgerische Kompetentnn im Hinblick
auf die hauptsâchlichen menschlich bewirkten Umweltgefahren die geeigne-

ten Mittel, denselben zu begegnen? Oder noch anders gefragt, besteht, indem

Umweltgefahren strafrechtlich bekõmpft werden sollen, nicht die doppelte

Gefah¡, dall zum einer¡ das Strafrecht bis zur unkenntlicbkeit gedehnt wird

und entsprechende strafverfolgerische Willkärlichkeiten erlaubt und daß zum

a¡deren der urmyeltschi¡tzerische Einatz des strafrechts nur þwirkt, daß die

hauptsãchlichen umwettpolitischen Probleme an das Strafrecht und in die

Strafue¡folgung abgeschoben werden?

um beide Fragen, gena¡¡er Fragenbündel, auch nur skizzenhaft zu behandeln,

mäßte weiter ausgeholt werden, als dies hier möglich ist. wss die erste Frage

angeht, so wird ein Großteil der umwelçrobleme von der etablierten poli-

tischõkonomischen Normalitåt produziert. Diese wãre a¡ellererst zu verãn-

dern, um die Probleme in den Griff zu bekommen. Ein anderer Teil, wie bei-

spielsweise alle Behauptungen über die sog. Klimakatastrophe, ist wissen-

schaftlich so hochgradig umstritten, daß es zuvor darsuf 8nkãme, die Gefah-

ren wenigstens plausibel einzuschãtze¡r und nicht ¿ls naturwissenschaftliche

Tatssche vofausa¡setzef¡. Ein dritter Teil eignet sich infolge des synergeti-

sche¡r charakters der schãdigungen ban. Gefahren und ihres z.T. eher indi-

rekten ZustAndekomÍrens nicht dazu, strafrechtlich einzelnen Personen kausal

zugeordnet zu werdeo.

Wenn solcher Art die Anhvolen zu differenzieren sind und die Komplizen-

schafr 'der' Normslitöt und die Komplexitãt der Sachverhalte umwelt und

umweltschutz zeigen, die ihrerseits von gesellschaftlichen Interessen mitkon-

struiert werden, dann wird deutlich, daß Umwelçrobleme'weithin straf-

rechtlich nicht angernessen zu bel¡andeln sind. Sie bedürfen, um in ihren so-

ziogenetischen Bedingungen gesehen, analysiert und beh¿ndelt werden zu

kõnnen, einer geradean umfassenden UmwelþPolitik, die außer'dem sorgsam

darauf achtet, die Grund- und Menschenrechte samt demokratischen Verfah-

ren nicht vorschnell ¡uf dem Altar einer nicht soziopolitisch begriffenen

Umwelt ar opfem.
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Mehr Umweltstrafrecht - w9n þer Umweltschutzpoli ti k

Wenn es sich i¡des mit den Umweltgefahren in etwa so verhält wie angedeu-
tet, dann darfdemokratiscb rechtssta¡tlich gesprocben, die scharfe \ilaffe des
Strafrechts. nicht gesetzgeberisch geschmiedet u¡¡d konsequent nicht
strafrichterlich polizeilich cus der scbeide ge?þgel werden. Das Strafrecht,
demok¡atisch rechtsstaatlich begriffen, eigoet sich seinem instrumentellen
Typus nach in aller Regel nicht daan, UmweltgeFhrdl¡ngeu -'sei es prãven-
tiv, sei es repressiv - zu bekãmpfen. Ausnahr¡en gibt es allein im repressiven
Bereich. Der yon ei¡er Saõhverstã¡digenkommission in Oktober 1997 vor-
gelegte Entwurf eines l,Jmweltgesetzbuches ka¡n in seiner Anlage, Zielnch-
tung, i(onsisteoz und Brauchbarlceit an dieser Stelle'nicht hinreichend analy.
siert und beurteilt werden. In Sachen Umweltstrafrecht ñllt jedoch ¿rif, dgl]
dieses vollkommen ausgespart wird. Nur von Ordnungswidrigkeiten ist vor
allem im 13. Abschnitt die Rede. Dié VenraltungsskzÊssorietåt bleibt rr¡od-
um erhalte¡r. Das in den einzelnen Àbsclinitten nur leicht modifizier¡e und
etwas deregulierte gesetzliche Umweltkompe¡dium tõst auf diese Wcise kei-
nes der vielen.Problen¡e, die selbst von den Anh&rgem eines Umweltstr¡f-
rechts als der l,ösung dringçnd bedürftig beoannt sind, soll ein Umweltstraf-
recht im geltenden Rechtsrehmen und ohne die oben aufgeworfenen prinzi-
piellen Probleme übèrhaùpt sinnvoll sein; Doch ohnehi¡ ist hier èher der m.
E. stimmigen Argüiænirtion voo Jeus Christian Múller-Tuckfeld an folgen:
"Nicht doß das Uinwelstraf$cht ineffektiv bei der Verhinderurig der Um-
weltverseuchung ist, ist in erster Liaie dæ Problem, sondern daß e,s durch
seine Botscbaft, insofern und weil sie geglarbt wird, eine vernänftige Urn-
weltpolitik - durchaus effektiv -'verhindert. Je rnehr Umileltstrafrecht, desto
weni ger . Urnweltschutzpolitik.'9 Wenn Umwèltgeführdungen strafrechtlich
bekämpft we¡den sollen, dann müsse¡¡ die Gefihrdurigsdelikte abstr¡kt nor-
miert werden. Damit neh¡nen nicht nur die unbestimmten Rechtsbegriffe zu
und edauben so strafoerfolgerisch Gn¡nd- und Menschearechte pkventiv
krãftig an unterhöhleo; Vielmehr geht die peñ¡onetr- rmd handlungsbezogene
raison d'etre des Strafrechts - geführdet wie sie de lege lats ohnehin weithin
ist - võllig verloren. Da jedoch ein solch veräoderÞs, auf alte mõglichen
Umweltgeñhr.dungen bezogenes U¡nweltstrafreaht nie d¡uer¡d,strafuerfolge-
risch umgesetd werde¡r kônnte, verstãrkt das ausgeleigrte Strafrecht die exe-
kutivisch strafgerichtliche Willkür. Und diese äußert sich dann nicht nr¡r in

9 Müller-Tuckfeld, leni Ch¡isti¿ri, Trekat für die
rechts, in: Institut für Krimin¡lwissenschañen (Hs.).
Strefrecht¡, FrankfurUM. 1995. S. 46tff.

der Wirksamkeit des bekannten Mottos 'Die Kleinen hãngt rnan und die
Großen låißt matr laufen'. D¡rrüber hinaus dient das UmwelÃtrafrecht genau

dem.Zweck, den es ofñziell ver[indem soll. Es garantiert in der Scheinper-
sonafisierung und Scheinverantwortlichkeit der strafrechtlieh Ûberführten da-

für, deß die zentralen Geláhrdungen qua ökonomisch-politischer Normalit:ät
nicht anietastet werden,
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